Max Mustermann
Musterstadt, den 28. Juli 2010
Musterstraße 1
01234 Musterstadt

An
MdL Martina Musterfrau
Sächsischer Landtag
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1
01067 Dresden

Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete ……..., / Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter …….,

als Bürger Ihres Wahlkreises und Beschäftigter in einer Behörde im Bereich des Finanzministeriums bin ich auch ein Mitglied der Deutschen Steuer-Gewerkschaft und will und muss ich mich an Sie wenden.

Am 15. Juni 2010 erläuterten Herr Ministerpräsident Stanislaw Tillich, der stellvertretende Ministerpräsident Herr Sven Morlok und der Sächsische Finanzminister Herr Prof. Dr. Georg Unland in einer Regierungspressekonferenz die Ergebnisse der Kabinettsklausur für den Doppelhaushalt 2011/2012.

Mit Verwunderung und Entrüstung habe ich die Eckpunkte dieses Plans zur Kenntnis genommen.
Als Beschäftigter in einer Finanzbehörde unternehme ich täglich viel, um auf meiner Stelle und mit meinen Kollegen dafür Sorge zu tragen, dass der Freistaat die ihm obliegenden Aufgaben der Haushalts-, Finanz- und Steuerpolitik ausführen kann. Umso enttäuschter war ich, dass im Konzept keine Aussage dazu enthalten war, welche Anstrengungen seitens der Staatsregierung zur Verbesserung der Einnahmesituation an Steuern unternommen werden und welche Maßnahmen für die bessere Aufgabenerledigung geplant sind. Im Gegenteil, lediglich Aussagen zum weiteren Stellenabbau bis zum Jahr 2020 waren enthalten. Begründet wird dies immer mit der demografischen Entwicklung in Sachsen. 
Doch die Arbeitssituation in meiner Behörde ist eine andere. Die täglich zu bearbeitenden Fälle und Aufgaben steigen seit Jahren an, insbesondere durch neue Gesetze und Sonderregelungen. Immer mehr Service – berechtigter Weise – wird für den Kunden (Bürger, Unternehmen) erwartet, der aber im Stellenhaushalt personell nicht untersetzt ist. Dieser Service wird in Zukunft sogar noch schwieriger sicher zu stellen sein, wenn Behörden weiter zentralisiert, privatisiert und immer weniger Mitarbeiter die gleiche Menge Aufgaben erfüllen müssen. Wie sich dies mit dem in der Koalitionsvereinbarung von CDU/FDP fixierten Zielen vereinbaren lässt, wird wohl ein Geheimnis der Staatsregierung bleiben. 
Auch zu einer notwendigen Aufgabenkritik konnte sich die Staatsregierung nicht aufraffen. Denn damit hätte man endlich mal dem Bürger sagen müssen, was man als Regierung des Freistaates Sachsen für den Bürger nicht mehr leisten kann oder will. 
Aber diesbezüglich ist nur Schweigen festzustellen!
Ich arbeite in einer Behörde, die ab 2011 mit einer anderen Behörde zusammen gelegt werden soll, um große Einsparungen zu erzielen. Zunächst ist für meine Kollegen und mich nicht nachvollziehbar, welche „nachhaltigen Einsparungen“ durch die Zusammenlegung von der Oberfinanzdirektion und dem Landesamt für Finanzen erzielt werden sollen. Eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für diese Behördenfusion wurde unserer Kenntnis nach nicht durchgeführt, obwohl dies die Sächsische Haushaltsordnung erfordert. Dass durch die Zusammenlegung von Oberfinanzdirektion und Landesamt für Finanzen Synergieeffekte entstehen, ist aufgrund der unterschiedlichen Aufgabenfelder der beiden Behörden und der Standorte mehr als zweifelhaft. Denn die Aufgaben bleiben vollständig bestehen und müssen bewältigt werden – egal, wie sich die Behörde nennt! Im Gegenteil, aufgrund der mit einer Fusion von Dienststellen verbundenen Ausgaben, ist davon auszugehen, dass die Zusammenlegung von Oberfinanzdirektion und Landesamt für Finanzen mehr kostet, als sie einspart! 
Gleiches gilt für die beabsichtigte weitere Reduzierung der Anzahl der Finanzämter. Die Steuern müssen weiterhin im gleichen Umfang festgesetzt und beigetrieben werden; aufgrund des sich nunmehr fast monatlich verkomplizierenden Steuerrechts nimmt die Arbeitsbelastung stetig zu. Steuergerechtigkeit (Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, Art. 3 Grundgesetz) kann dann durch die Bediensteten der Oberfinanzdirektion mit ihren Finanzämter nicht mehr gewährleistet werden. Und den Bürgern (wie auch den Bediensteten) werden zusätzlich weitere Wege zum Finanzamt aufgebürdet! So kann man die – unter anderen mit den Informationsveranstaltungen für Vereine und den erst kürzlich eingeführten „Sprechstunden für Rentner“ – versuchten Sympathiegewinne für die Finanzverwaltung natürlich am einfachsten wieder verspielen. 
Auch die beabsichtigte Streichung der Sonderzahlung („Weihnachtsgeld“) ruft unter unseren Kollegen berechtigten Protest und Unmut hervor. Der Wegfall trifft insbesondere junge Beamte in den unteren Besoldungsgruppen, die gerade eine Familie gegründet haben und durch das nunmehr wieder kostenpflichtige letzte Kindergartenjahr doppelt belastet werden sollen. Uns stellt sich dann die Frage, wie dies mit dem Bekenntnis des Freistaats zur Familienfreundlichkeit (z.B. im Internet unter http://www.sachsen.de/soziales.html) zu vereinbaren ist.
Wie viel Vertrauen und Engagement die Sächsische Staatsregierung durch ihre Politik unnötig zerstört, zeigt die Streichung der Sonderzahlung. Es klingt schon beinahe etwas zynisch, wenn es in der Gesetzesbegründung hierzu heißt: „Die Personalausgaben sind aus zwingenden haushaltspolitischen Gründen weiter zu reduzieren. Dies macht einen weiteren Solidarbeitrag der bislang durch diese Regelungen des Sächsischen Sonderzahlungsgesetzes begünstigten Personen erforderlich.“

Zutreffend ist, dass es ein weiterer Solidarbeitrag ist; aber einer von vielen, der den Beamten immer wieder abgefordert wird. Seit Jahren konnte die Sonderzahlung durch Verzicht der Beamten auf Tarifanpassungen als zusammengestrichenes Urlaubs- und Weihnachtsgeld als eine eingefrorene Einmalzahlung beibehalten werden. Seit Jahren, bis auf das letzte, erhalten die Beamten die Angleichung der Besoldung zu den Tarifabschlüssen der Beschäftigten mit wesentlichem Zeitverzug. Seit Jahren müssen die sächsischen Beamten auf eine berechtigte Beförderung verzichten, da der Freistaat den möglichen Stellenschlüssel nach Stellenplanobergrenzenverordnung nur zu 90 % ausnutzt.  

Schlicht falsch war die Begründung der Streichung der Sonderzahlung. In der Regierungspressekonferenz wurde verkündet, dass die Sonderzahlung in den meisten anderen Bundesländern gestrichen worden sei. Doch im Gegenteil! So wurde für die Bundesbeamten und in einigen Bundesländern (z. B. Thüringen und Baden-Württemberg) die Jahressonderzahlung bereits in die Monatstabellen eingearbeitet und ist somit pensionswirksam, wird monatlich ausgezahlt und nimmt an zukünftigen Steigerungen teil. Dies war auch für Sachsen geplant; so zumindest wurde es gegenüber den Gewerkschaften im Mai 2010 bei den Eckpunkten zur Reform des Dienst-, Besoldungs- und Versorgungsrechts vorgestellt! 

Dass die Aussage in der Pressekonferenz hinsichtlich der Situation in den anderen Bundesländern falsch war, wurde dem sächsischen Finanzminister Prof. Dr. Georg Unland in einem Gespräch zwischen ihm und der Landesleitung der DSTG nach unserem offenen Brief zur Streichung der Sonderzahlung vorgetragen.
Weder die Streichung noch Übergangslösungen (prozentuale Absenkung oder befristete Aussetzung) sind mit den Verbänden diskutiert worden. Geschweige denn, dass die Vertretungen um eigene Vorschläge gebeten wurden. Dabei wäre eine Befristung konsequent, weil diese vorbehaltlich der Entwicklung der zugrunde gelegten haushaltspolitischen Situation erfolgen würde. Denn die Einnahmesituation ist ja tatsächlich gar nicht so, wie sie steuergeschätzt wurde. 
Zu kritisieren ist ebenso, dass diese Streichung insbesondere für die unteren Besoldungsgruppen unsozial ist. Es muss unbedingt geprüft werden, ob hier nicht sogar das Alimentationsprinzip verletzt wird!

Ebenso schwer verständlich ist es für mich, wenn der sächsische Ministerpräsident in der Begründung zur Reform des Beamtenrechts in Sachsen ausführt, dass damit qualifizierte Fachkräfte aus der Privatwirtschaft oder aus anderen Bundesländern für einen Dienst in Sachsen interessiert werden sollen. Nach der Streichung der Sonderzahlung dürfte sich dies erledigt haben! Ein Vergleich der unterschiedlichen Besoldungssituation in den einzelnen Ländern nach dieser kurzen Zeit der Föderalismusreform ist daher auch mehr als interessant und verdeutlicht, wie „attraktiv“ der Dienst in Sachsen wirklich ist. Denn Sachsen würde im Ranking der Bundesländer bei der Besoldung weit hinten liegen!
Detaillierte Vergleiche und Zahlen zu den Sonderzahlungen habe ich in einer Anlage beigefügt.
Bedenklich finde ich es, wenn in den Gesprächen zur Reform des Dienst-, Besoldungs- und Versorgungsrechtes mit den Gewerkschaften Fakten nicht korrekt dargestellt werden. Und dies sogar  erst auf Nachfrage! So wurde jetzt bekannt, dass den Beamten im Freistaat noch ein weiterer Solidarbeitrag zugemutet werden soll. Ein jährlicher einheitlicher und einziger Beförderungstag soll eingeführt werden, der sogar noch einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beurteilung liegt. Damit müsste ich, so denn eine Beförderungsstelle frei ist, mindestens noch 11 Monate auf eine Beförderung warten! Dass da noch weitere Sparmaßnahmen zu Lasten der Beschäftigten versteckt sind, ist sicher mehr als zu befürchten! Das ist nicht ehrlich!
Meine Bitte daher an Sie: Stimmen Sie den Gesetzesvorlagen nicht einfach zu! 
Prüfen Sie die vorgelegten Entwürfe der Regierung intensiv, gehen Sie auf die Menschen zu und reden Sie mit ihnen! Reden Sie mit uns!
Ihr/e ………………
